	Bauadresse
	Gols, 
	BF-

	Grdst. Nr.
	
	

	Bauwerber:
	
	

	Zustelladresse
	
	Baufreigabe erfolgte am :



An die


Marktgemeinde Gols 
- B a u a m t

Untere Hauptstraße 10

7122 Gols


, am

BAUANZEIGE

Auf dem Grst. Nr.                              , KG Gols, ist 

O              die Errichtung/Änderung von Wohngebäuden bis zu einer Wohnnutzfläche von 

                  insgesamt 200 m²

O              die Errichtung/ Änderung von zu Wohngebäude gehörigen Nebengebäuden (z.B.

                 Garagen, Gartenhäuschen)

O              die Errichtung/Änderung von sonstigen Gebäuden bis zu einer Nutzfläche  von insgesamt  

                 200 m²

O              die Errichtung/Änderung von gewerblichen Bauten für die keine gewerbliche Bewilligung
                 /Betriebsanlagenbewilligung notwendig ist (kleine Verkaufsräume, usw.)

O              die Errichtung/Änderung von Bauwerken

O              die Änderung des Verwendungszwecks von Gebäuden

geplant.



                                                                          Unterschrift des Bauwerbers

	Nachfrist:
	Anzeige komplett
	Bewilligungsverfahren
	ad acta

	
	
	
	


Nähere Angaben zum Bauvorhaben:             ( Zutreffendes ankreuzen, nicht Zutreffendes streichen!!!)
Titel und Name des befugten Planverfassers:

                                                                            . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

                                                                                                      HINWEIS: Bei Planungsbüros, Name des befugten Planverfassers/Sachbearbeiters!

Das Grundstück ist im Flächenwidmungsplan als    O   BAULAND-WOHNGEBIET 

O   GEMISCHTES BAUGEBIET ausgewiesen.

· Die Grundgrenzen sind nicht strittig, die Anrainer über den Grenzverlauf einig.

· An den Grundgrenzen gibt es im Rahmen dieses Projekts keine baulichen Veränderungen. 

· Ein Teilungsplan liegt nicht vor.  O Ein Teilungsplan liegt vor und wurde angeschlossen.
Der Zugang bzw. Zufahrt zum Baugrundstück erfolgt über das öffentliche Gut, 

Grundstück Nr.                                             KG Gols   


mit der Bezeichnung:  

Im Zuge dieses Projektes werden  . . . . . . . m² Gebäudefläche, sowie folgende Bauwerke abgebrochen:

Dieses Bewilligungsverfahren wird nach § 17 des Burgenländischen Baugesetzes abgewickelt: 

(1) Folgende Bauvorhaben sind, sofern sie nicht geringfügig sind (§ 16), der Baubehörde vor Baubeginn nach Maßgabe der nachstehenden Absätze anzuzeigen, wenn dafür nicht um Baubewilligung (§ 18) angesucht wird:

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	1.
	die Errichtung und Änderung von Wohngebäuden bis zu einer Wohnnutzfläche von insgesamt 200 m² und der dazugehörenden Nebengebäude (z. B. Garagen, Gartenhäuschen) sowie von sonstigen Gebäuden bis zu einer Nutzfläche von insgesamt 200 m²,

	2.
	die Errichtung und Änderung von anderen Bauwerken als Gebäuden,

	3.
	die Änderung des Verwendungszweckes von Gebäuden.


(2) Der Bauwerber hat bei der Baubehörde eine von ihm unterfertigte schriftliche Bauanzeige zu erstatten und gleichzeitig auf den Plänen die unterfertigten Zustimmungserklärungen (Angabe des Namens und Datums der Unterfertigung) der Eigentümer jener Grundstücke, die von den Fronten des Baues weniger als 15 m entfernt sind (§ 21 Abs. 1 Z 3), und die für die baupolizeiliche Beurteilung des Bauvorhabens erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Dazu gehören jedenfalls Baupläne (Lageplan 1 : 200 oder 1 : 500; Grundrisse, Ansichten und Querschnitte 1 : 100 oder 1 : 50) und Baubeschreibung in jeweils dreifacher Ausfertigung, ein letztgültiger Grundbuchsauszug (nicht älter als sechs Monate), ein Verzeichnis der Eigentümer jener Grundstücke, die von den Fronten des Baues weniger als 15 m entfernt sind, und ein Energieausweis. Die Baubehörde kann erforderlichenfalls weitere Unterlagen abverlangen oder einfache Zeichnungen oder Beschreibungen für ausreichend befinden. Die Zustimmung der Miteigentümer ist dann nicht erforderlich, wenn es sich um Zu- oder Umbauten innerhalb eines Wohnungseigentumsobjekts im Sinne des § 2 Abs. 2 des Wohnungseigentumsgesetzes 2002, BGBl. I Nr. 70, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 124/2006, handelt.

Ein Energieausweis ist in folgenden Fällen nicht erforderlich:

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	1.
	bei Gebäuden, die nur frostfrei gehalten werden, dh. mit einer Raumtemperatur von nicht mehr als + 5°, sowie nichtkonditionierte Gebäude,

	2.
	bei provisorischen Gebäuden mit einer Nutzungsdauer bis einschließlich zwei Jahren,

	3.
	bei Wohngebäuden, die nach ihrer Art nur für die Benutzung während eines begrenzten Zeitraumes je Kalenderjahr bestimmt sind und deren voraussichtlicher Energiebedarf wegen dieser eingeschränkten Nutzungszeit unter einem Viertel des Energiebedarfs bei ganzjähriger Benutzung liegt,

	4.
	bei Gebäuden für Industrieanlagen und Werkstätten sowie landwirtschaftlichen Nutzgebäuden, bei denen jeweils der überwiegende Anteil der Energie für die Raumheizung und Raumkühlung jeweils durch Abwärme abgedeckt wird, die unmittelbar im Gebäude entsteht,

	5.
	bei Gebäuden, die für Gottesdienst und religiöse Zwecke genutzt werden,

	6.
	bei Gebäuden sowie Aus-, Auf- und Zubauten mit einer konditionierten Netto-Grundfläche von weniger als 50 m²,

	7.
	bei Umbauten im Inneren eines Gebäudes,

	8.
	Baudenkmäler und Gebäude, die als Teil eines ausgewiesenen Umfelds oder aufgrund ihres besonderen architektonischen oder historischen Werts offiziell geschützt sind, wenn die Einhaltung der Anforderungen eine unannehmbare Veränderung ihrer Eigenart oder ihrer äußeren Erscheinung bedeuten würde.

	Die Aussteller von Energieausweisen haben die Energieausweise gemäß den Bestimmungen des Bundesgesetzes über das Gebäude- und Wohnungsregister (GWR-Gesetz), BGBl. I Nr. 9/2004, in der Fassung BGBl. I Nr. 125/2009, in der Energieausweisdatenbank zu registrieren.


(3) Die Baupläne und Baubeschreibungen sind von einem befugten Planverfasser zu erstellen und vom Bauwerber und vom Planverfasser zu unterfertigen. Letzterer bestätigt mit seiner Unterschrift auch, daß durch das Bauvorhaben baupolizeiliche Interessen (§ 3) nicht verletzt werden.

(4) Die Baubehörde hat innerhalb von sechs Wochen ab Einlangen der vollständigen Bauanzeige für das Bauvorhaben die Baufreigabe durch Anbringung des Freigabevermerkes (“Baufreigabe”, Bezeichnung der Behörde, Aktenzahl, Ort, Datum und Unterschrift) auf den maßgeblichen Einreichunterlagen auszusprechen, wenn

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	1.
	die Baupläne und Baubeschreibungen von einem Ziviltechniker oder befugten Planverfasser erstellt und unterfertigt sind,

	2.
	die Zustimmungserklärungen der Eigentümer jener Grundstücke, die von den Fronten des Baues weniger als 15 m entfernt sind vorliegen und

	3.
	die nach Art bzw. Verwendungszweck des Bauvorhabens gemäß § 3 maßgeblichen baupolizeilichen Interessen offensichtlich nicht verletzt werden.


(5) Die Baubehörde hat dem Bauwerber zwei Ausfertigungen der mit dem Freigabevermerk versehenen Einreichunterlagen nachweislich zuzustellen und die Eigentümer jener Grundstücke, die von den Fronten des Baues weniger als 15 m entfernt sind von der Baufreigabe zu verständigen. Nach der Zustellung darf mit dem Bauvorhaben begonnen werden. Die Baufreigabe gilt als Baubewilligung.

(6) Die Baubehörde hat den Bauwerber binnen sechs Wochen unter Angabe des Grundes aufzufordern, um Baubewilligung (§ 18) anzusuchen, wenn

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	1.
	die Baufreigabe nicht erteilt werden kann (Abs. 4) oder mit Auflagen, Bedingungen oder Befristungen zu verbinden wäre oder

	2.
	sonstige Gründe vorliegen, die die Durchführung eines Baubewilligungsverfahrens erfordern.


Hinweis zu den Bauplänen: 

Baupläne haben alle Angaben zu enthalten, die für die baupolizeiliche Beurteilung des Vorhabens notwendig sind. Dazu gehören insbesondere

1.) der Lageplan in dem dargestellt sind 

· die Lage des Bauplatzes und der angrenzenden Grundstücke 

· bei unterschiedlichen Höhen die Höhenkoten

· die Nordrichtung

· die Grundstücksnummer des Bauplatzes 

· sowie der angrenzenden Grundstücke

· bestehende Baubestände (Gebäude, Brunnen, Senkgruben, Kanäle)

· Leitungen (Telefon, Energie, Abwasser) soweit sie durch das Projekt geändert werden müssen

· Grunddienstbarkeiten, soweit sie durch das Projekt betroffen sind

· die Lage des Bauvorhabens

2.) die Grundrisse, bei Gebäuden die Grundrisse von sämtlichen Geschossen.

3.) die Querschnitte, bei Gebäuden die Höhenangaben der Fußböden, die Schnitte der Stiegenanlagen, das anschließende Gelände und dessen Höhenlage

4.) die Ansichten, die zur Beurteilung der äußeren Gestaltung des Baues und des Anschlusses an die angrenzenden Bauten erforderlich sind

5.) die Anordnung der Einstellplätze
6.) die Ansichten der Einfriedung
7.) Darstellung von Versorgungsleitungen und Hausanschlüssen, sowie der Anlagen für die Sammlung bzw. Beseitigung von Abwässer und Müll.
8.) Neuaufzuführendes Mauerwerk ist in roter Farbe, das niederzureißende Mauerwerk ist in gelber, das Holz und anderer Brennbarer Baustoffe in brauner, die Stahlkonstruktion in blauer, Stahlbetonkontruktionen und Beton in grüner und beizubehaltende Bauteile in schwarzer Farbe zu kennzeichnen. 

In der Baubeschreibung sind Angaben über die Wohnnutzfläche, sowie die durch dieses Projekt neu entstandenen Nutzfläche im Sinne des §2(9) der Bgld. Bauverordnung zu  machen.

Wenn der Bauwerber nicht Alleineigentümer des Grundstückes ist:
Zustimmungserklärung des/der/Grundeigentümer/s

Nach Einsichtnahme in die Einreichunterlagen erteilen nachstehende Grundeigentümer dem Bauwerber die Zustimmung für die Errichtung des gegenständlichen Bauvorhabens.

	Name und Anschrift
	Eigentums-

anteil
	des/der 

Grundstücks Nr.
	Unterschrift

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	


Beilagen:


· Grundbuchsauszug, nicht älter als 3 Monate

· Anrainerverzeichnis, Name und Anschrift

der Eigentümer der angrenzenden Grundstücke

· Baubeschreibung 3-fach, mit Unterschrift eines befugten Planverfassers

und des Bauwerbers

· Baupläne 4-fach (Lageplan 1:200 oder 1:500 mit Angabe von Anrainer und Nordrichtung; 

           Grundrisse, Ansichten und Querschnitte 1:100 oder 1:50, Materialien farblich kodiert), 

            mit Unterschrift eines befugten Planverfassers, des Bauwerbers 

· Energieausweis 3-fach (bei Wohn- oder anderen beheizten Gebäuden) 

· AGWR II - Datenblatt - Neuerrichtung – herunterladen unter 


                                                             www.gols.at/leben-in-gols/downloads
· AGWR II - Datenblatt - Zu- Umbau     – herunterladen unter 


                                                             www.gols.at/leben-in-gols/downloads
O



               Aktenvermerk durch den Bausachverständigen

Das Grundstück ist im Flächenwidmungsplan als  

O     BAULAND-WOHNGEBIET     O    GEMISCHTES BAUGEBIET ausgewiesen.

Aufgrund 

· der vorliegenden Einreichunterlagen

· und einer Besichtigung des Baugrundstücks

wird die Ausführung des vorliegenden Projekts  unter Berücksichtigung  der baupolizeilichen Interessen gem. § 3 Bgld. Baugesetz 1997 
ohne Einschränkungen  als zulässig erachtet.

Gols, am                                                                  Der Bausachverständige:

			          entrichtet


Bundesgebühr:          €     14,30         O





Verwaltungsabgabe:  €		  O





Barauslagen:              €		  O





Stempel / Rundsiegel
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